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Erläuterungen zur standardisierten Schlussrechnung

Wenn im Rahmen des Insolvenzverfahrens dann unter Anwendung des Standardkontenrahmens gebucht wurde, fließen die Konteninhalte in eine standardisierte Schlussrechnung ein.

Bezüglich dieser standardisierten Schlussrechnung ergibt sich Folgendes: Die Standardschlussrechnung bildet die oberste Gliederungsebene der insolvenzrechtlichen Rechnungslegung ab. Sie soll ermöglichen, den Verfahrensablauf nachzuvollziehen und strukturiert die Zahlungsgrößen in Insolvenzverfahren nach ihrer Herkunft und Verwendung in den Abschnitten des Insolvenzverfahrens abbilden, für die die Rechnungslegung jeweils getrennt abzubilden ist. Diese Abschnitte sind das vorläufige, das eröffnete Insolvenzverfahren und das Insolvenzverfahren nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit. Ausgerichtet ist die Schlussrechnungsübersicht zunächst auf den häufigsten Fall der Schlussrechnung, das eröffnete Insolvenzverfahren. Auch die anderen Verfahrensabschnitte lassen sich jedoch in der Schlussrechnungsübersicht abbilden, die als getrennte Rechnungslegung auch getrennt mit Informationen aus dem Kontenrahmen zu belegen ist. Für alle Abschnitte wird jedoch ein einheitlicher Kontenrahmen verwendet, der über die Ansprache unterschiedlicher Unterkonten die unterschiedlichen Abschnitte abbildet.

Die Schlussrechnung unterscheidet dabei die Kategorien „Einnahmen aus der Verwertung (Verwertungsübersicht)“, „Auszahlungen auf Aus- und Absonderungsrechte“, „Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Betriebsfortführung“, „Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Insolvenzverwaltung“, „Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Abwicklung“, „Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Prozesstätigkeit“ sowie „Überschuss der Soll-Einnahmen über die Soll-Ausgaben“. Da der Großteil der Posten im eröffneten Insolvenzverfahren angesprochen wird, legen wir dieses Verfahren im Folgenden zugrunde. Auf Besonderheiten der anderen Verfahrensabschnitte gehen wir ein.


Einnahmen aus der Verwertung und Ausgaben für Aus- und Absonderungsrechte (Verwertungsübersicht)

Die Einnahmen aus der Verwertung sowie die Auszahlungen auf Aus- und Absonderungsrechte und die Kostenbeiträge für Feststellung und Verwertung von Sicherungsrechten werden in der zusammenfassenden Verwertungsübersicht dargestellt und bilden den Einnahmenüberschuss aus der Verwertungsübersicht. Den Ausgangspunkt der Verwertungsübersicht bilden die in der gem. § 153 InsO erstellten Vermögensübersicht des Insolvenzverwalters zugrunde gelegten Wertansätze, die in der zweiten Spalte von links aufgeführt sind. Zur Plausibilisierung der Vollständigkeit der Vermögensübersicht ist in der ersten Spalte der Verwertungsübersicht die letzte verfügbare Aufstellung des Vermögens vor Insolvenzantrag zu erfassen. Hierbei handelt es sich im Regelfall um Buchwerte aus der Buchhaltung der Insolvenzschuldnerin, idealiter um einen von der Schuldnerin erstellten Jahresabschluss. Es ist vorgesehen, dass diese Buchwerte mit den Wertansätzen des Insolvenzverwalters in seiner Vermögensübersicht abgeglichen werden. Relevante Abweichungen können bereits im Gutachten des Insolvenzverwalters zum Berichtstermin erläutert werden. 

Im nächsten Schritt werden den Wertansätzen in der Vermögensübersicht die Einnahmen aus der Verwertung gegenübergestellt. Die Einnahmen aus den Verwertungshandlungen ergeben sich dabei aus der Schlussrechnung. Der Standardkontenrahmen ist fest mit den Posten der Verwertungsübersicht verknüpft. Um die Wertansätze in der Vermögensübersicht mit den Verwertungseinnahmen aus der Schlussrechnung vergleichbar machen zu können, sind in der Verwertungsübersicht auch solche Verwertungshandlungen abzubilden, die unmittelbar durch den Sicherungsnehmer erfolgt sind und zu keinem Zufluss oder lediglich zu einer Einzahlung von Kostenbeiträgen auf dem Insolvenzanderkonto geführt haben. Hierzu sind unter den Einnahmen laut Schlussrechnung die Verwertungserlöse des Sicherungsnehmers und gleichzeitig die hiermit korrespondierenden Ausgaben an den Sicherungsnehmer (ggf. nach Abzug von Kostenbeiträgen) unter den Auszahlungen für Aus- und Absonderungsrechte („brutto“) auszuweisen.
Unter dem „Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten“ (B. III.) wird in der Verwertungsübersicht als Verwertungserlös laut Schlussrechnung die Übernahme der Bank- und Kassenguthaben zu Beginn des jeweiligen Insolvenzverfahrensabschnitts verstanden, die den „Startsaldo“ der Schlussrechnung darstellen. So ist in der Übersicht zum eröffneten Insolvenzverfahren der Saldo des Kassenbestands, des Insolvenzanderkontos, der Festgeldkonten und der Geschäftskonten zu verstehen, wie sie am Ende der vorläufigen Insolvenz und zu Beginn der eröffneten Insolvenz übernommen werden.
Da in der Verwertungsübersicht eine Gegenüberstellung der Vermögensübersicht des Insolvenzverwalters idealiter mit dem letzten Jahresabschluss vor Insolvenzantragstellung vorgesehen ist, wurde auch die Zeile „Rechnungsabgrenzungsposten“ in der Verwertungsübersicht vorgesehen, um so eine vollständige Übertragung und Abstimmung der Bilanz mit der Verwertungsübersicht zu gewährleisten. Diese Zeile hat jedoch keinen Einfluss auf die Schlussrechnung, da naturgemäß kein Verwertungserlös hieraus erzielt werden wird. Der Posten „Rechnungsabgrenzungsposten“ wird jedoch berücksichtigt, um über einen Abgleich, z.B. mit der Bilanzsumme des letzten Jahresabschlusses auch für den Insolvenzverwalter nachvollziehbar zu machen, dass sämtliche Vermögensgegenstände aus der letzten verfügbaren Aufstellung des Vermögens vor Insolvenzantrag auch tatsächlich in der Verwertungsübersicht erfasst wurden.

Nach Abzug der Ausgaben im Zusammenhang mit Aus- und Absonderungsrechten, die sich ebenfalls aus der Schlussrechnung ergeben, errechnet sich in der letzten Spalte der Verwertungsübersicht die freie Masse. Diese stellt letztlich den Einnahmenüberschuss aus der Verwertungsübersicht dar. 

In bestimmten Konstellationen ist es möglich, dass die in der Verwertungsübersicht ausgewiesene „freie Masse“ einen negativen Betrag ausweist, also weniger Verwertungseinzahlungen als korrespondierende Auszahlungen auf Drittrechte berücksichtigt werden. Dies kann die Vorräte (1.) sowie die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (2.) betreffen: 


Vorräte aus Lieferungen und Leistungen

Bei einer Betriebsfortführung während des eröffneten Insolvenzverfahrens ist es nicht unüblich, dass der wesentliche Teil der Vorräte nicht verkauft, sondern verbraucht und erst als Fertigerzeugnis veräußert wird. Die hieraus erzielten Einnahmen sind der Betriebsfortführung zuzuordnen und werden daher nicht in der Verwertungsübersicht, sondern unter dem Überschuss aus der Betriebsfortführung (Zeile 5) ausgewiesen. Dem gegenüber werden die mit den Vorräten im Zusammenhang stehenden Zahlungen auf Drittrechte (bspw. aus Eigentumsvorbehalten) in der Verwertungsübersicht den Vorräten zugeordnet werden. 


Forderungen aus Lieferung und Leistungen

Bei den Forderungen kommt es regelmäßig vor, dass Zahlungen auf abgetretene Forderungen teilweise im vorläufigen und teilweise im eröffneten Insolvenzverfahren eingehen. Damit schlägt sich ein Teil der Einzahlungen im Anfangsbestand des Insolvenzanderkontos zum Stichtag der Insolvenzeröffnung nieder, während der andere Teil der Kundenzahlungen als Verwertungseinzahlungen aus den Forderungen abgebildet wird. Werden nun die gesamten Zahlungseingänge erst im eröffneten Insolvenzverfahren an die Sicherungsgläubiger ausgekehrt, kann die Auszahlung höher sein als die im Posten „Forderungen“ ausgewiesenen Verwertungseinnahmen.

Die vertikale Struktur der Verwertungsübersicht orientiert sich an dem handelsrechtlichen Gliederungsschema der Bilanzaktivseite gem. § 266 HGB. Entsprechend ist auch der Ausweis von Posten in der Verwertungsübersicht nach den handelsrechtlichen Regelungen vorgesehen. Dies hat insbesondere zwei Vorteile. Zunächst ergibt sich die Zuordnung von zu verwertenden Vermögensgegenständen nach Handelsrecht nebst erläuternder Kommentarliteratur.

Weiterhin sieht das Handelsrecht eine Regelung zur Gliederung der Bilanz bzw. der Verwertungsübersicht vor, wenn Posten nicht belegt werden oder der Inhalt vom gesetzlichen Typus abweicht. So können die Gliederung und die Bezeichnung der Bilanzposten auf Ebene der arabischen Ziffern gem. § 265 Abs. 6 HGB geändert werden, um die Gliederung und die Bezeichnung den tatsächlichen Gegebenheiten anzupassen. Weiterhin können gem. § 265 Abs. 7 HGB auf Gliederungsebene der arabischen Ziffern Posten zusammengefasst werden, wenn der Betrag sonst unerheblich wäre, oder, wenn dadurch die Klarheit der Darstellung verbessert wird. Auf jeder Gliederungsebene ist es zudem nach § 265 Abs. 8 HGB zulässig, einen Posten, der keinen Betrag ausweist (sog. Leerposten), in der Bilanz wegzulassen, sofern unter diesem Posten bereits im vorangegangenen Jahr kein Betrag ausgewiesen wurde. In der Verwertungsübersicht wird man also einen Leerposten nicht ausweisen müssen, wenn der Jahresabschluss, mit dem ein Abgleich erfolgt, einen solchen Posten nicht belegt. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass bestimmte Vermögenswerte nach Handelsrecht (Stille Reserven), wie z.B. ein Kundenstamm, nicht aktiviert werden darf, im Insolvenzverfahren jedoch zu Verwertungseinnahmen führen kann. In diesem Fall gilt der Firmenwert in der Verwertungsübersicht nicht als Leerposten und ist daher auszuweisen. 


Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Betriebsfortführung 

Für die Ermittlung der Erhöhung der vergütungsrelevanten Berechnungsgrundlage durch die Betriebsfortführung nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 Buchst. b) InsVV ist nach herrschender Meinung eine gesonderte Einnahmen-Ausgaben-Überschussrechnung für die Fortführung des Geschäftsbetriebs während des Insolvenzverfahrens erforderlich.

Bei der Ermittlung des Überschusses aus Einnahmen und Ausgaben aus der Betriebsfortführung ist zu berücksichtigen, dass die Einnahmen und Ausgaben der Fortführung des Unternehmens dann zuzurechnen sind, wenn sie durch die Fortführung veranlasste Masseverbindlichkeiten sind. Während der Fortführung entstandenen Masseverbindlichkeiten stehen entsprechende Aufwendungen gegenüber. Auszahlungen sind daher der Fortführung zuzuordnen, wenn sie als Aufwendungen während der Fortführung veranlasst sind. Die Veranlassung ergibt sich danach, ob im Zeitraum der Fortführung die Einnahmen bzw. Ausgaben als Erträge oder Aufwendungen erfasst werden konnten. Es kommt also nicht darauf an, wann die der Fortführung zuzurechnenden Einnahmen bzw. Ausgaben zu- oder abgeflossen sind, sondern ob sie im Zeitraum der Fortführung als Erträge oder Aufwendungen entstanden sind.

Von der Betriebsfortführung ist die Ausproduktion zu unterscheiden, in der bereits vorhandene Aufträge noch abgearbeitet oder begonnene Werkleistungen noch fertig gestellt werden. Sofern eine reine Ausproduktion angenommen werden kann, sind die entsprechenden Einnahmen und Ausgaben nicht der Betriebsfortführung zuzurechnen, sondern unter dem „Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Abwicklung“ auszuweisen. Seitdem der Begriff der „Sowieso-Kosten“ vom BGH verworfen wurde, ist grundsätzlich zu entscheiden, ob eine Fortführung oder eine Abwicklung vorliegt. Entsprechend sind die Ein- und Auszahlungen einzuordnen. 

Entsprechend diesen Anforderungen führt die standardisierte Schlussrechnung die Sachkonten, die im Zusammenhang mit der Betriebsfortführung während des Insolvenzverfahrens stehen, zusammen und weist einen gesonderten Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Betriebsfortführung aus. Die entsprechenden Einnahmen und Ausgaben werden in Anlehnung an die handelsrechtliche Gewinn- und Verlustrechnung in die Gruppen „Einnahmen aus der Betriebsfortführung“, „Sonstige Einnahmen (i.Z.m. der Betriebsfortführung)“ und „Ausgaben aus der Betriebsfortführung" zusammengefasst.
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Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Betriebsfortführung

Geschäftsvorfälle, die im vorläufigen Insolvenzverfahren durch die Fortführung des Geschäftsbetriebs verursacht wurden, jedoch erst im eröffneten Insolvenzverfahren zahlungswirksam werden, werden in der Schlussrechnungsübersicht für das eröffnete Insolvenzverfahren nicht hier unter dem „Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Betriebsfortführung“ berücksichtigt, sondern im Falle von Einnahmen als Verwertungseinnahme aus dem Forderungseinzug und im Falle von Ausgaben unter den „Verbindlichkeiten aus vorläufiger Insolvenzverwaltung“ dem Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Abwicklung zugeordnet. Diese Zuordnung erfolgt automatisch über die Verknüpfung der entsprechenden Konten zu den Kategorien der Standardschlussrechnung.
 

Einnahmen aus Betriebsfortführung

Als Einnahmen aus der Betriebsfortführung werden hier die Einnahmen aus der originären Geschäftstätigkeit des Unternehmens abgebildet, die durch die Entscheidung, den Betrieb fortzuführen, im eröffneten Insolvenzverfahren als Umsatzerlöse entstanden sind.


Sonstige Einnahmen 

Hier sind Einnahmen zu erfassen, die nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Geschäftsgegenstand des Unternehmens stehen, jedoch der Betriebsfortführung zuzuordnen sind. Hierzu zählen bspw. Einnahmen aus der Vermietung nicht betriebsnotwendiger Räume der Betriebsimmobilie oder Entschädigungen aus Versicherungen, die für die Betriebsfortführung abgeschlossen wurden. Es handelt sich entsprechend hier insbesondere um Geschäftsvorfälle, die in der handelsrechtlichen Rechnungslegung den sonstigen betrieblichen Erträgen zugeordnet werden. 

Auch hier ist die zeitliche Abgrenzung der Einnahmen nach dem Leistungszeitraum im vorläufigen oder eröffneten Insolvenzverfahren zu beachten. Ansprüche, bspw. aus Versicherungserstattungen im Zusammenhang mit der Betriebsfortführung, die im vorläufigen Insolvenzverfahren begründet wurden und im eröffneten Insolvenzverfahren zu einer Einzahlung führen, sind im eröffneten Insolvenzverfahren als Einnahmen aus der Verwertung der sonstigen Vermögensgegenstände zu verstehen und daher unter dem „Einnahmenüberschuss aus der Verwertungsübersicht“ zu erfassen. 


Ausgaben aus der Betriebsfortführung

Als Ausgaben aus der Betriebsfortführung werden die Zahlungen erfasst, die während des Zeitraums der Betriebsfortführung im Zusammenhang mit der Betriebsfortführung als Aufwand entstanden sind. Hierzu werden regelmäßig Ausgaben für Materialeinkäufe und den Bezug produktionsbezogener Fremdleistungen, Arbeitsentgelte für das beschäftigte Personal sowie Ausgaben gehören, die in der handelsrechtlichen Gewinn- und Verlustrechnung unter die sonstigen betrieblichen Aufwendungen gebucht werden. Hierunter fallen bspw. regelmäßig die fortführungsbezogenen Ausgaben für Mieten oder Leasingraten, Rechts- und Beratungsausgaben. Im Hinblick auf diese wesentlichen Ausgabengruppen wurden die Ausgaben aus der Betriebsfortführung aus Gründen der Übersichtlichkeit in die Ausgabengruppen „Materialausgaben“, „Personalausgaben“, „Miete und Leasing“, „Beratungskosten“ und „Sonstige Ausgaben“ untergliedert. 


Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Insolvenzverwaltung

Im nächsten Schritt werden die Sachkonten zusammengefasst, die im Zusammenhang mit den Kosten des Insolvenzverfahrens i.S.d. § 54 InsO stehen. Entsprechend werden hier die Vergütung und Auslagen des (vorläufigen) Insolvenzverwalters, der Mitglieder des Gläubigerausschusses sowie die das Insolvenzverfahren betreffenden Gerichtskosten zusammengefasst. Hierbei wird es sich i.d.R. um einen Überschuss der Ausgaben über die Einnahmen handeln.


Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Abwicklung

Einnahmen und Ausgaben, die unabhängig davon, ob der Geschäftsbetrieb der Schuldnerin fortgeführt wurde oder nicht, geleistet werden, und keiner der übrigen Kategorien der Standardschlussrechnung zuzuordnen sind, werden dem Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Abwicklung zugerechnet.
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Einzahlungen aus außerprozessual durchgesetzten insolvenzbedingten Ansprüchen (z.B. Anfechtungsansprüche) 

Unter den Einnahmen aus der Abwicklung sind weiterhin solche Einnahmen zu berücksichtigen, die aus der Durchsetzung insolvenzrechtlicher Ansprüche resultieren. Solche Einzahlungen werden jedoch nur hier ausgewiesen, wenn sie außerprozessual durchgesetzt wurden. Andernfalls sind die entsprechenden Einnahmen unter dem Einnahmen-Ausgaben- Überschuss aus der Prozesstätigkeit zu erfassen.


Sonstige Einnahmen und Ausgaben aus der Abwicklung 

In Insolvenzverfahren, in denen keine Betriebsfortführung vorliegt, werden hier regelmäßig Einnahmen und Ausgaben aus der Ausproduktion von bereits bestehenden Aufträgen zu berücksichtigen sein. Diese werden in der Zeile 12 der Schlussrechnung als „sonstiger“ Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Abwicklung zusammengefasst. Dieser Kategorie werden auch Einnahmen aus Massekostenvorschüssen Dritter oder Vorschüsse Dritter im Zusammenhang mit einem Insolvenzplan zugeordnet. Diese sind über gesonderte Konten in der Schlussrechnung identifizierbar.


Kosten der Verwertung

Hier handelt es sich um die Ausgaben, die während der Verwertung im (vorläufigen) Insolvenzverfahren regelmäßig entstehen. Hier sind insbesondere Auktionskosten, Ausgaben für Provisionen von Verwertern oder Ausgaben für die Bewertung von Vermögensgegenständen der Schuldnerin denkbar.


Verbindlichkeiten aus vorläufiger Insolvenzverwaltung 

Unter den Verbindlichkeiten aus vorläufiger Insolvenzverwaltung werden Ausgaben im eröffneten Insolvenzverfahren zusammengefasst, die bereits im vorläufigen Insolvenzverfahren als Aufwand entstanden sind. Hierunter fallen somit Ausgaben i.S.d. § 55 Abs. 2 InsO als auch Verbindlichkeiten aus dem vorläufigen Insolvenzverfahren, die im eröffneten Insolvenzverfahren noch beglichen werden müssen, um eine Betriebsfortführung auch im vorläufigen Insolvenzverfahren gewährleisten zu können. Hierunter fallen bspw. auch Kosten aus einer Insolvenzgeldvorfinanzierung.


Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Prozesstätigkeit

Der Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus der Prozesstätigkeit vergleicht grundsätzlich die Einzahlungen aus erfolgreich geführten Prozessen mit den gegenläufigen Auszahlungen für während des Insolvenzverfahrens geführte Prozesse. Unter den Einnahmen aus der Prozesstätigkeit sind grundsätzlich die Einnahmen von prozessual durchgesetzten Ansprüchen auszuweisen. Sofern diese Einnahmen, bspw. Einnahmen aus klageweise betriebenem Forderungseinzug, auch anderen Kategorien zuzuordnen sind, sind diese vorrangig diesen anderen Kategorien zuzuordnen. Die Einnahmen aus einem klageweisen Forderungseinzug sind somit, soweit die Forderungen bereits vor Insolvenzeröffnung begründet waren, unter den Verwertungserlösen in der Verwertungsübersicht abzubilden. Dieses Vorgehen ist notwendig, da in der Verwertungsübersicht ein Vergleich des ursprünglichen Forderungsbestands mit den hieraus in der Folge realisierten Einnahmen vorgesehen ist. Würden die prozessual durchgesetzten Forderungen nicht als Verwertungseinnahmen, sondern als Einnahmen aus der Prozesstätigkeit ausgewiesen, wären der ursprüngliche Forderungsbestand und die Verwertungserlöse aus diesen Forderungen nicht mehr aussagekräftig vergleichbar. Ähnlich ist dies auch bei Einnahmen, die sowohl der Betriebsfortführung als auch den Einnahmen aus der Prozesstätigkeit zugeordnet werden könnten. Für die Ermittlung des vergütungsrechtlich relevanten Ergebnisses aus der Betriebsfortführung ist es notwendig, dass die betreffenden Einnahmen auch unter den Einnahmen aus der Betriebsfortführung ausgewiesen werden, unabhängig davon, ob sie im Klagewege eingezogen worden sind.

Diese Einnahmen fehlen folglich bei der Abbildung des Einnahmen-Ausgaben-Überschusses aus der Prozesstätigkeit. Dies gilt jedoch auch für Erfolge aus der Abwehr von Masseminderungen durch die Prozessführung, da diese verhinderten Ausgaben naturgemäß in der Schlussrechnung nicht abgebildet werden. In diesen Fällen sollte ergänzend eine Erläuterung im Schlussbericht erfolgen. Neben den originären Erfolgen im Rahmen der Prozessführung sind an dieser Stelle auch die Erstattungen von Prozessführungskosten unter den Einnahmen abzubilden.


Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus dem eröffneten Insolvenzverfahren

Aus der Summe der oben beschriebenen Kategorien der Schlussrechnung ergibt sich der Einnahmen-Ausgaben-Überschuss aus dem eröffneten Insolvenzverfahren. Im Regelfall sollte sich an dieser Stelle bereits der Endbestand der liquiden Mittel zum Stichtag der Berichterstattung abbilden. 


Quotenzahlungen an die Insolvenzgläubiger und nachrangige Gläubiger

Fallweise wird der oben ermittelte rechnerische Einnahmen-Ausgaben- Überschuss aus dem eröffneten Insolvenzverfahren um Ausgaben aus der Abschlagsverteilung gemindert, um auf den tatsächlichen Endbestand der liquiden Mittel zu kommen. Da die Abschlagsverteilung und auch die spätere Schlussverteilung die Erläuterung der Mittelverwendung darstellen, werden diese gesondert unterhalb der übrigen Einnahmen und Ausgaben dargestellt.


Endbestand Bankkonten/Kasse

Nach Abzug möglicher Vorabquotenzahlungen an die Insolvenzgläubiger und nachrangige Gläubiger ermittelt sich aus der Schlussrechnung rechnerisch der Endbestand liquider Mittel. Sofern sämtliche zahlungswirksamen Geschäftsvorfälle in der Schlussrechnung abgebildet sind, muss dieser Endbestand liquider Mittel abstimmbar sein mit den Bankkontoauszügen auf den Stichtag der Schlussrechnung. Zur Dokumentation dieser Abstimmung ist die Zeile 24 „Endbestand liquider Mittel lt. Kontoauszug“ vorgesehen. Hier ist manuell der Guthabenbestand der in die Schlussrechnung einbezogenen Bankkonten ausweislich der Bankkontoauszüge zum Stichtag der Berichterstattung zu hinterlegen.


Solleinnahmen und Sollausgaben

Zum Stichtag der Schlussrechnung noch nicht zahlungswirksam gewordene Geschäftsvorfälle, die jedoch im Insolvenzverfahren noch zu erwarten sind, sind unter dem Überschuss der Solleinnahmen über die Sollausgaben auszuweisen. Regelmäßig wird dies auf der Ausgabenseite die Insolvenzverwaltervergütung und auf der Einnahmenseite ein Vorsteuererstattungsanspruch der Schuldnerin aus der Insolvenzverwaltervergütung sein.


Die Feststellungen des ZEFIS zur externen handelsrechtlichen Rechnungslegung

Missachtung der Aufstellungspflichten

Die InsO verpflichtet die Insolvenzverwalter in § 155 Abs. 1 InsO, die handels- und steuerrechtlichen Rechnungslegungspflichten des Schuldners zu erfüllen, soweit sie die Insolvenzmasse betreffen. Grundsätzlich nennt die InsO keine Ausnahme. Die Erhebung des ZEFIS brachte jedoch ein ganz anderes Ergebnis. Statt einer annähernd 100-%-Quote wurden lediglich in 5 % der Fälle die handelsrechtlichen Rechnungslegungspflichten umfänglich erfüllt.


Missachtung der Veröffentlichungspflichten

Für die Offenlegung der handelsrechtlichen Jahresabschlüsse sowie ggf. der Lageberichte sind in der Insolvenz genauso wie bei der Prüfungspflicht die allgemeinen handelsrechtlichen Grundsätze zu beachten. Aus § 155 Abs. 2 Satz 2 InsO i.V.m. § 270 Abs. 2 Satz 2 AktG sowie § 71 Abs. 2 Satz 2 GmbHG ergibt sich, dass die Regelungen zur Offenlegung nach den §§ 325 ff. HGB anzuwenden sind. War der Prozentsatz der erstellten Jahresabschlüsse schon gering, so ist der Prozentsatz der veröffentlichten Jahresabschlüsse noch geringer mit rund 2 %.

Die ZEFIS hat Vorschläge zur Reform der externen handelsrechtlichen Rechnungslegung erarbeitet, die wie folgt lauten: 


Rechnungslegungspflicht nur für fortgeführte Unternehmen

Im Insolvenzverfahren stellt sich die Frage, wer die Adressaten der handelsrechtlichen Rechnungslegung sind. Wird das Unternehmen nicht fortgeführt, sondern ausschließlich nur noch abgewickelt, entstehen auch im Verfahren keine neuen Forderungen und Verbindlichkeiten. Lediglich die Forderungen und Verbindlichkeiten, die zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung bestehen, werden abgewickelt. Wird das Unternehmen jedoch fortgeführt, entstehen täglich unzählige neue handelsrechtliche Sachverhalte, die einer Überprüfung bedürfen. Insofern kann schon aus diesem Grund bei Fortführung des Unternehmens im Insolvenzverfahren auf die handelsrechtliche Rechnungslegung nicht verzichtet werden. Andersherum könnte in allen Verfahren, die nicht fortgeführt werden, auf die handelsrechtliche Rechnungslegung dann verzichtet werden, wenn der rechnungsmäßige Nachweis der ordnungsgemäßen Verfahrensabwicklung durch die interne insolvenzrechtliche Rechnungslegung abgebildet wird.


Größenmäßige Erleichterungen

Durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz, kurz BilMoG, hat der Gesetzgeber erstmals für Kaufleute handelsrechtliche Rechnungslegungserleichterungen geschaffen. Kaufleute, deren Umsatz drei Jahre lang weniger als 500.000 € und deren Gewinn drei Jahre lang weniger als 50.000 € betragen hat, sind von der handelsrechtlichen Rechnungslegung befreit und müssen nur eine Einnahmenausgabenrechnung aufstellen. Über § 155 InsO gilt dies auch für das Insolvenzverfahren, so dass in vielen Kleinfällen zukünftig auf die handelsrechtliche Rechnungslegung verzichtet werden kann. 


Wegfall der Rechnungslegungspflicht bei Massearmut 

Sofern im Insolvenzverfahren Massearmut angezeigt wird, könnte ebenfalls auf die handelsrechtliche Rechnungslegung verzichtet werden. Dies gilt zumindest dann, wenn das Unternehmen nicht fortgeführt wird.


Wegfall der Veröffentlichungspflicht 

Die Offenlegung von Jahresabschlüssen, insbesondere im elektronischen Bundesanzeiger, soll den am Unternehmen Beteiligten, insbesondere den Arbeitnehmern und den Gläubigern, einen besseren Einblick in die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Unternehmung bieten. Diese Funktion übernimmt im Insolvenzverfahren bereits das Verfahren selber, da die Prüfungs- und Informationsfunktion durch den Insolvenzverwalter ggf. ergänzend durch den Gläubigerausschuss ausgeübt wird. Im Insolvenzverfahren könnte also die Veröffentlichungspflicht vollumfänglich wegfallen.
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